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AUS RHEINHESSEN UND DER PFAL Z

Landwirtschaftliche Flächen 
müssen erhalten werden
Jahresversammlung Rhein-Pfalz-Kreis in großer Sorge

Zu Beginn vergangener Woche hat der Rhein-Pfalz-Kreis im Bauern- 
und Winzerverband Rheinland-Pfalz Süd (BWV) seine Jahreshaupt-
versammlung im Bürgerhaus von Fußgönheim abgehalten. Kreisvor-
sitzender Johannes Zehfuß begrüßte BWV-Präsident Eberhard 
Hartelt, der über die Agrarpolitik in Brüssel, Berlin und Mainz sprach, 
sowie Georg Mercker, der Geschäftsführer vom Wasser- und Bo-
denverband zur Beregnung der Vorderpfalz, der die neuesten Ent-
wicklungen im Verband beschrieb. Auch die Firma Vulcan Energy 
stellte ihre Pläne vor und BWV-Justiziar Sebastian Schnabel die 
Rahmenvereinbarung des BWV mit Vulcan (das LW berichtete).

Auch Kreisvorsitzender Zeh-
fuß begann seinen Jahresrück-
blick mit den Demonstrationen, 
an denen viele der zahlreich er-
schienenen Bauern teilgenom-
men hatten. Er stellte fest, dass 
die Politik oft nicht zugänglich 
ist für die fachlichen und wissen-
schaftlich hinterlegten Worte 
der Landwirte, ob in Einzelge-
sprächen oder mit der Interes-
senvertretung. 

Erst die massiven Proteste und 
der Druck zahlreicher Branchen 
auf der Straße konnten die Be-
lange der Landwirtschaft bei den 
Politikern ins Bewusstsein brin-
gen. Der neuen Bundesregierung 
muss nun klar sein, dass sich die 
Landwirtschaft nicht nur mit der 
versprochenen Agrardiesel-
Rücknahme zufriedenstellen 
lässt. Themen, die dringend ge-
löst werden müssen, sind:
• die Rücknahme der Mehr-

wertsteuer-Pauschalierung auf 
9 Prozent, 

• Vertrauenswiederherstellung 
des bäuerlichen Arbeitens nach 
der „Guten fachlichen Praxis“, 

• Änderungen in den Gepflo-
genheiten der naturschutz-
fachlichen Ausgleichsmaßnah-
men wie Anlagen, die zum 
Erreichen der Klimaziele die-
nen, können keinen Anspruch 
auf „naturschutzfachlichen 
Ausgleich“ haben, sondern 
müssten stattdessen als Öko-
produkt auf dem Konto der 
Kommune gutgeschrieben 
werden, statt landwirtschaftli-
che Fläche zu entnehmen

• Abschaffung des Umweltbun-
desamtes als Instanz mit Veto-
recht, das europaweit einmalig 
ist und aktiv dazu beiträgt, dass 
Wirkstoffe zum Pflanzen-
schutz, die europaweit alle 
Zulassungsverfahren erfolg-

reich abgeschlossen haben, aus 
ideologischen Gründen in der 
BRD nicht zugelassen werden. 
„Es ist auch eine Form der Le-

bensmittelverschwendung, wenn 
die Kulturen nicht ausreichend 
mit Pflanzenschutzmitteln  
geschützt werden können“, be-
tonte Zehfuß. Gegen den Draht-
wurm oder die Schilfglasflügel-
zikade, die Stolbur und SBR 
verbreitet, gebe es derzeit noch 
keine Bekämpfungsmöglichkeit, 
auch an Fungiziden mangle es, 
sodass die Landwirte mit hohen 
Verlusten rechnen müssen. 

Ohne Pflanzenschutz keine 
sicheren Lebensmittel

Es sei eine Mär, sichere Le-
bensmittel ohne Pflanzenschutz-
mittel gewährleisten zu können. 
Auch die Humanmedizin kom-
me nicht mit Kamillen- oder 
Fencheltee zur Heilung zurecht. 
Und auch dort bleiben Rück-
stände. Dass diese in der Land-
schaft zu finden sind, wie in ei-
nem Artikel der pfalzüblichen 
Tagespresse beschrieben, sei 
nicht verwunderlich. Denn es 
wurden Rückstände im Nanobe-
reich gemessen, weit unter den 
gesetzlichen Rückstandshöchst-
gehalten. Es zeige vor allem, dass 
die Analysetechnik heutzutage 
enorm gut ist, bemerkte BWV-
Präsident Hartelt. Hier wurde 
der Unterschied zwischen Ge-
fährlichkeit und Risiko übergan-
gen und eine sachliche Einord-
nung bewusst vermieden.

Oft muss die Landwirtschaft 
als Flächengeber für zahlreiche 
Projekte herhalten. In Rhein-
land-Pfalz hat sich die landwirt-
schaftliche Nutzfläche von 1992 
bis 2023 um 62 500 ha reduziert, 
hatte die Landwirtschaft 1992 

noch 43,8 Prozent der Gesamt-
fläche des Landes inne, sind es 
2023 nur noch 40,6 Prozent. 
Zehfuß sieht als Ursache auch 
die Regelung der Ausgleichs-
maßnahmen, die dazu führt, dass 
die Landwirtschaft für ein Pro-
jekt zweimal Flächen zur Verfü-
gung stellen muss, für das Pro-
jekt ob Siedlung, Gewerbe, 
Windkraft, PV oder Batterie-
speicher und zudem für den Aus-
gleich. Das sei nicht länger zu 
realisieren und müsse dringend 
geändert werden. Aktuell stehe 
das Projekt der Firma BASF mit 
der Vulcan Energy im Raum. 
„Wir haben in der Vergangen-
heit mit der BASF immer gute 
vertragliche Lösungen gefunden, 
auch in diesem Fall suchen wir 
die kooperative Lösung“, beton-
te Zehfuß. Doch nicht hinnehm-
bar sei der geplante Solarpark 
der BASF von 120 ha im Raum 
Frankenthal. „Das geht weit über 
das Höchstmaß an landwirt-
schaftlicher Verlustfläche nach 
dem PV-Leitfaden hinaus“, stell-
te Zehfuß klar und erhielt Rü-
ckendeckung von Landwirt Ge-
org Riede aus Frankenthal, der 
in den nächsten Jahren weitere 
Projekte aufzählte, die realisiert 
werden sollen und insgesamt zu 
einem Flächenverlust in der Ge-
meinde Frankenthal von rund 
500 ha führen werden. „Da kön-
nen wir das Hoftor zu machen“, 
gab Riede zu bedenken und Zeh-
fuß ergänzte: „Wir Landwirte 
nehmen nicht mehr hin, bei allen 
Maßnahmen zweimal Federn zu 
lassen.“

Eines dieser flächenfressenden 
Projekte im Raum Frankenthal 
und der ganzen Vorderpfalz ist 
der sechsspurige Ausbau der A 
61. „Das Vorhaben inklusive 

Brückenerneuerung der L 530 
wird dem Gesamtverkehr erheb-
liche Zumutungen abverlangen“, 
prognostizierte Zehfuß. 

Von einer Zumutung sprach er 
auch bei den aktuellen Umlei-
tungen der A 65 und L 530 kurz 
vor Dannstadt. Die LBM habe 
dort nur Umleitungen für den 
autobahnfähigen Verkehr ausge-
schildert und den landwirtschaft-
lichen Verkehr nicht berücksich-
tigt. So standen Landwirte mit 
Schleppern und Anhängern nach 
den Sperrungen ohne Vorwar-
nung und Umfahrungsmöglich-
keit in der Autobahnauffahrt. 
„Dilettantisch in der Ausführung 
und nicht das erste Mal, dass der 
Landwirtschaft beim LBM keine 
Wertschätzung entgegenge-
bracht wird, selbst Kammermit-
arbeiter haben dies zu spüren 
bekommen. Das bedarf der Auf-
arbeitung beim LBM“, bemerk-
te Zehfuß. 

Die Beregnung ist ein Segen 
für die Vorderpfalz

Von einem Juwel in der Vor-
derpfalz sprach Zehfuß beim 
Thema Wasser- und Bodenver-
band zur Beregnung der Vorder-
pfalz. „Das ist seit den 70er Jah-
ren eine Erfolgsgeschichte, die 
ihresgleichen in Europa sucht.“ 
Seit einem Jahr ist nun der Was-
sercent eingeführt und aus den 
Verwaltungen sei von enorm 
hohen Arbeitszeitbelastungen 
durch den Wassercent zu hören. 
Sollte sich bestätigen, dass die 
Wassercent-Gebühr nicht mal 
für die Verwaltungskosten rei-
che, werde dies ein Fall für den 
Rechnungshof, sagte Zehfuß. 

Denn alle Verbesserungsvor-
schläge wurden vom Umweltmi-

Gut besucht war die Kreisversammlung des Bauern- und Winzerverbandes 
Rheinland-Pfalz Süd im Rhein-Pfalz-Kreis. Die Flächen der Bauern sind 
dort sehr begehrt. Foto: Setzepfand
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nisterium nicht berücksichtigt. 
Auch dieses reagiere nur auf den 
Druck der Straße. 

Was in anderen Landkreisen 
funktioniere, sei im Rhein-Pfalz-
Kreis nicht möglich trotz regel-
mäßig anberaumter Gesprächs-
runden: Die Gewässerpflege. 
„Entwässerungsgräben sind Inf-
rastruktur, um bei Hochwasser 
den Abfluss zu gewährleisten, 
keine künstlichen Biotope“, er-
klärte der Kreisvorsitzende.

Ausbau A 61 betrifft  
auch Beregnungsverband

Georg Mercker berichtete von 
den Herausforderungen, die auf 
den Beregnungsverband zukom-
men. So wird der Ausbau der A 
61 zu Umlegungen von Wirt-
schaftswegen und Leitungen 
führen. Und da die Hauptleitung 
unter einem Brückenbauwerk 
verläuft, wird eine Verlegung an-
gestrebt. Parallel zu den Planun-

gen laufen Entschädigungsver-
handlungen, werden Anträge für 
Zuschüsse beim Ministerium 
gestellt und über die Zuschuss-
höhe diskutiert. Da es sich um 
eine europaweite Ausschreibung 
der Gewerke handelt, sei es ein 
hoher Verwaltungsaufwand bei 
den Planungen, sagte Mercker, 
„nur sehr spezielle Unterneh-
men sind in der Lage, diese Ar-
beit zu verrichten.“ 

Die Ausweitung des Be-
regungsverbandes nach Norden 
wurde durch den Einspruch der 
Gemeinden Beindersheim,  
Bobenheim-Roxheim und Groß-
niedesheim um drei Jahre verzö-
gert. Zudem sei eine Kostenex-
plosion erfolgt. Es sind nun 
weitere Verhandlungen über den 
Zuschuss mit dem Ministerium 
notwendig, wobei diese auch von 
den Koalitionsverhandlungen in 
Berlin abhängig sind. 

Neben all diesen Aufgaben 
stehen stets Reparaturen an, ob 
im Hauptwerk in Otterstadt, das 
1950 gebaut wurde oder an den 
Feldhydranten, die überfahren 
und umgedrückt werden. Auch 
Rodungen von überwachsenen 
Leitungstrassen werden durch-
geführt. „All das kostet Geld, das 
wir über den Wasserpreis finan-
zieren müssen. Bislang gab es nur 
geringe Preissteigerungen, doch 
nun werden mehr Gelder benö-
tigt“, fasste Mercker zusammen 
(? ist das so?). 

Er verwies zudem auf die 
Möglichkeit, nun unbekannte 
Brunnen nachzumelden und zu 
legalisieren, um die Abwicklung 
des Wassercents für Brunnen 
durchzuführen. Die Verwaltung 
habe hier momentan ein offenes 
Fenster zur Nachmeldung ange-
boten.

Das Agieren der Firma Vulcan 
Energy sei für den Beregnungs-
verband neu und es gab Tests, um 
die Wahrung der wasserwirt-
schaftlichen Infrastruktur zu ge-
währleisten. So wurden kritische 
Punkte besprochen und die Vib-
rationsstärke festgelegt. Auch 
müssen die Verbandsanlagen 
weiterhin zugänglich sein. 

Eine Aufgabe, die der Bereg-
nungsverband gerne ausführt, 
das sei die Öffentlichkeitsarbeit. 
Denn die meisten Menschen ge-
hen davon aus, dass in der Vor-
derpfalz das Gemüse mit Grund-
wasser beregnet werde, dem ist 
nicht so und dies sorge immer 
wieder für Verwunderung. Es sei 

ein großer Pluspunkt für das hei-
mische Gemüse, der mehr ins 
Bewusstsein der Verbraucher 
gebracht werden müsste, schloss 
Mercker, denn jeder LKW mit 
Tomaten bringe 20 m³ Wasser 
aus Spanien nach Deutschland.

Weitere Themen von Zehfuß 
waren die Afrikanische Schwei-
nepest, er bat die Kollegen um 
Unterstützung, diese Krankheit 
fernzuhalten, um Betretungsver-
bote auf den Feldern zu vermei-
den. 

BWV-Präsident Hartelt hat 
über die die Rollenverteilung in 
Brüssel, Berlin und Mainz ge-
sprochen und dabei die Frage 
gestellt, ob es mit der neuen Re-
gierung eine neue Agrarpolitik 
gebe. Er zeigte sich überzeugt, 
dass die Bauernproteste vor al-
lem in Brüssel eine Reaktion und 
eine Verhaltensänderung hervor-
gerufen haben. EU-Kommissa-
rin Ursula von der Leyen habe 
reagiert. Mit dem neuen Agrar-
minister Christophe Hansen sei 

die Hoffnung auf Besserung ge-
stiegen. „Wir werden ihn brau-
chen, denn hierzulande gibt es 
Abmahnvereine, besonders einer 
aus München, der nach dem 
Umwelt- und Verwaltungstrans-
parenzgesetz die Einsicht in jeden 
Pflanzenschutzeinsatz verlangt. 
Noch wissen wir nicht, wie das 
ausgeht“, bemerkte Hartelt. Es 
könnte vor den Europäischen 
Gerichtshof gehen. In Hartelts 
Augen sei dies eine missbräuch-
liche Anwendung dieser Gesetze. 

Zudem hoffe er bei den Neu-
wahlen auf Landesebene im 
März 2026 auf eine praxisnähere 
Landesregierung mit einem zu-
ständigen Ministerium für die 
Landwirtschaft, um endlich den 
Schulterschluss Artenvielfalt mit 
den Naturschutzverbänden auch 
in Rheinland-Pfalz durchsetzen 
zu können, ähnlich dem Nieder-
sächsischen Weg. Und um das 
niederländische Modell der Ko-
operation (MoKo) in Deutsch-
land zu etablieren. zep

Die Erweiterung Nord und der Aus-
bau der A 61 sind einige der Her-
ausforderungen beim Beregnungs-
verband, sagte Georg Mercker.

Kreisvorsitzender Johannes Zehfuß 
rief die Berufskollegen auf, sich po-
litisch vor Ort zu engagieren, sonst 
geht die Landwirtschaft in der Vor-
derpfalz unter. Fotos: Setzepfand


